
Mit Beginn der Wirtschaftskrise in 2008 wurde es 
für junge Erwachsene zunehmend schwierig, auf 
dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen, was sich nicht 
nur in deren Arbeits- sondern auch in deren Le-
bensumständen widerspiegelt. Junge Menschen 
sind mittlerweile die am stärksten von sozialer Aus-
grenzung bedrohte Bevölkerungsgruppe in Europa, 
eine Situation zu der die hohe Jugendarbeitslosig-
keit maßgeblich beiträgt. Jugendarbeitslosigkeit 
kann sowohl für die Betroffenen als auch auf ge-
sellschaftlicher und gesamtwirtschaftlicher Ebene 
gravierende (u.a. finanzielle) Folgen nach sich zie-
hen. Zwar hat sich die Lage in letzter Zeit verbes-
sert, jedoch besteht in den meisten Mitgliedstaaten 
aufgrund anhaltender Jugendarbeitslosigkeit nach 
wie vor Anlass zur Sorge. Vor diesem Hintergrund 
thematisiert eine neue Studie der Europäischen 
Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen (Eurofound) die soziale Ausgrenzung 
junger Menschen in Europa. 

Der thematische Fokus der neuen Eurofound-Studie

Die Studie* analysiert zunächst die aktuelle Situation, hier ins-
besondere im Hinblick auf die Folgen von Mehrfachbenachtei-
ligungen, die mit der Abkopplung von Arbeitsmarkt und Bil-
dung in Verbindung stehen. In einem nächsten Schritt werden 
aktuelle EU-Strategien beleuchtet, die darauf abzielen, die sozi-
ale Inklusion junger Menschen zu fördern, wobei hier die Um-
setzung der so genannten »Jugendgarantie« in zehn EU-Mit-
gliedstaaten im Mittelpunkt der Analyse steht. Abschließend 
befasst sich die Studie mit verschiedenen Konzepten zur Un-
terstützung der sozialen Eingliederung, insbesondere Strategi-
en, welche auf die gesellschaftliche Einbeziehung junger Men-
schen abzielen. Untersucht wurden im Rahmen dieser Studie 
folgende Länder: Belgien, Bulgarien, Estland, Frankreich, Grie-
chenland, Großbritannien, Irland, Italien, Polen, Spanien.

* � Projektleitung: Massimiliano Mascherini und Anna Ludwinek von Eurofound.

Politischer Kontext

Mit der Europa-2020-Strategie haben sich EU-Mitgliedstaa-
ten dazu verpflichtet, die Zahl der von Armut und sozialer 
Ausgrenzung betroffenen Menschen bis 2020 um mindestens 
20 Millionen zu senken. Da seit Beginn der Krise der Anteil 
der von sozialer Ausgrenzung bedrohten Menschen deutlich 
angestiegen ist, rückt dieses Ziel immer weiter in die Ferne. 
Um gegen die sich verschlechternde Situation anzugehen, 
wurde die EU-Jugendstrategie 2010–2018 ins Leben gerufen, 
die darauf abzielt, Bildung- und Arbeitsmarkoptionen für jun-
ge Menschen zu schaffen und sie zudem darin unterstützt, ak-
tive Mitglieder der Gesellschaft zu werden. Der Schwerpunkt 
liegt hierbei auf der Förderung der Jugendbeschäftigung als ei-
nem zentralen Instrument zur sozialen Eingliederung. In die-
sem Zusammenhang haben die Europäische Kommission und 
die Mitgliedstaaten erhebliche Anstrengungen zur Umsetzung 
der Jugendgarantie unternommen, die den politischen Rah-
men zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit bildet. Paral-
lel dazu verstehen immer mehr politischen Entscheidungsträ-
gerInnen die Notwendigkeit von weiterreichenden, also über 
den Arbeitsmarkt hinausgehenden, Förderinitiativen. 

Zentrale Erkenntnisse der vorliegenden Studie 

a)	 Ausgrenzung schadet jungen Menschen: Zwar können 
junge Menschen relativ gut kurze Phasen von Arbeitslosig-
keit überwinden, länger andauernde Arbeitslosigkeit oder 
eine Abkopplung vom Arbeitsmarkt wirken sich jedoch 
negative auf zukünftige Arbeitsmarktchancen und Wohl-
befinden im Allgemeinen aus. Je länger eine Abkopplung 
vom Arbeitsmarkt vorliegt, desto schwerwiegender sind 
die Folgen, wie einschlägige Studien belegen. Langzeitar-
beitslosigkeit führt bei jungen Menschen insbesondere zu 
finanziellen Belastungen und zu einem geringeren psycho-
sozialen Wohlbefinden mit potenziell langwierigen Folgen.

b)	 Soziale Eingliederung durch Beschäftigung: Angesichts ho-
her Jugendarbeitslosigkeit bemühen sich EU-Staaten mithil-
fe konkreter Initiativen um die Wiedereingliederung junger 
Menschen in den Arbeitsmarkt sowie um deren Eingliede-
rung in das Bildungsangebot. Auch die Jugendgarantie zielt 
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darauf ab, dass alle Unter-25-Jährigen innerhalb von vier 
Monaten nach Verlust eines Arbeitsplatzes oder nach Ab-
schluss einer Ausbildung ein konkretes und qualitativ hoch-
wertiges weiterführendes Angebot erhalten. Die vorliegende 
Studie zeigt anhand der zehn untersuchten EU-Länder, dass 
die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Initiative ihre ei-
genen Strategien verfolgen. In zahlreichen Fällen zeigt sich 
jedoch, dass umfassendere Reformen zur Verbesserung der 
Kapazitäten und Kompetenzen der öffentlichen Arbeits-
verwaltungen und zur Verbesserung des Angebotes von 
allgemeinen und berufsbildenden Ausbildungsmöglichkei-
ten sowie wirksamere Partnerschaften unter den Akteuren 
notwendig sind. Im Hinblick auf konkrete Maßnahmen 
konzentrieren sich viele Länder auf eine Erleichterung des 
Überganges von der Schule ins Berufsleben sowie die Ein-
führung von dualen Ausbildungssystemen. Es sind jedoch 
größere Anstrengungen erforderlich, um die am stärksten 
gefährdeten Altersgruppen zu erreichen.

c)	 Ein umfassenderer Ansatz für die soziale Eingliederung 
junger Menschen: Neben arbeitsmarktspezifischen Inter-
ventionen sind des Weiteren Initiativen für die soziale In-
klusion junger Menschen erforderlich. Aus den Fallstudien-
Beispielen im Rahmen dieser Studie geht jedoch hervor, dass 
derzeitig keine höheren öffentlichen Investitionen in die-
sem Bereich vorliegen. Generell umfassen die untersuchten 
Maßnahmen zur sozialen Eingliederung folgende Aspekte: 
gemeinschaftsbasierte Projekte mit einem Schwerpunkt 
auf BürgerInnenbeteiligung und Entwicklung der Gemein-
schaft; individuelle Programme zur beruflichen Bildung und 
zum Erwerb von Lebenskompetenzen; Sensibilisierungs- 
und Unterstützungsmaßnahmen (mit dem Ziel, strukturelle 
Hindernisse für die Integration junger Menschen abzubau-
en) sowie Fortbildungsmaßnahmen und Kapazitätsaufbau 
für Fachkräfte, die mit sozial ausgegrenzten jungen Men-
schen arbeiten. Sämtliche Initiativen, die vorwiegend von 
gemeinnützigen Organisationen in die Wege geleitet werden, 
zeichnen sich durch Unterstützung im Zuge von Betreuung 
und Beratung, Freiwilligenarbeit und BürgerInnenengage-
ment sowie Maßnahmen im Bildungs- und Wohnungswe-
sen aus. Generell beruhen die verwendeten Instrumente 
auf zwischenmenschlichen Beziehungen (Informationen, 
Beratung, Kapazitätsaufbau) und werden durch die Bereit-
stellung von Ressourcen (finanzielle Unterstützung, Einrich-
tungen) unterstützt.

Empfehlungen an die Politik

a)	 Auf EU-Ebene ist eine stärkere Ausrichtung auf soziale Ein-
gliederung erforderlich, um junge Menschen dabei zu unter-
stützen, aktive Mitglieder der Gesellschaft zu werden, und 
um ihnen einen einfacheren Einstieg in den Arbeitsmarkt zu 
ermöglichen. Das Konzept sozialer Investitionen bildet hier-
für einen vielversprechenden Ausgangspunkt, da es auf dem 
Grundsatz beruht, dass Investitionen in frühen Lebenspha-
sen sich auf gesellschaftliche Ergebnisse in späteren Lebens-
phasen positiv auswirken.

b)	 Was die Umsetzung der Jugendgarantie betrifft, so sollten 
die Mitgliedstaaten davon absehen, ein begrenztes, d.h. rein 
beschäftigungsfokussiertes, Konzept zu wählen, sondern 
sich für einen umfassenderen und ganzheitlichen Ansatz 
entscheiden, der darauf ausgerichtet ist, auch diejenigen zu 
erreichen, die nicht beschäftigungsfähig und schwerer zu in-
tegrieren sind. 

c)	 Für die Umsetzung der Jugendgarantie sind umfassende Re-
formen erforderlich, darunter auch Reformen zur Stärkung 

der Kapazitäten und Kompetenzen der öffentlichen Arbeits-
verwaltungen und der Aufnahmekapazitäten der allgemei-
nen und beruflichen Bildungssysteme. 

d)	Für eine erfolgreiche Umsetzung der Jugendgarantie müssen 
die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass nationale, regionale 
und lokale Akteure effektiv kooperieren. Eine Zusammenar-
beit aller Akteure erfordert Zeit und weitere Anstrengungen, 
so insbesondere was die Einbindung von Sozialpartnern und 
Jugendorganisationen anbelangt.

e)	 Junge Menschen, auch diejenigen, die derzeit vom Arbeits-
markt abgekoppelt sind, bilden keine homogene Gruppe 
und benötigen daher maßgeschneiderte Maßnahmen. Die 
in einigen nordischen Ländern seit einigen Jahren bestehen-
den Jugendgarantien haben gezeigt, dass sich eine individu-
alisierte Herangehensweise auszahlt.

f)	 Der Nachhaltigkeit der getroffenen Maßnahmen kommt 
eine zentrale Bedeutung für die erfolgreiche Eingliederung 
junger Menschen in den Arbeitsmarkt zu. Im Rahmen der 
Jugendgarantie müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, 
dass die für junge Menschen geschaffenen Möglichkeiten 
qualitativ hochwertig sind und letztlich zu einer nachhalti-
gen Beschäftigung führen. 

g)	 Zwar stehen für die Umsetzung der Jugendgarantie im 
Rahmen des Europäischen Sozialfonds und der Beschäfti-
gungsinitiative für junge Menschen erhebliche EU-Mittel 
zur Verfügung, doch auch die Mitgliedstaaten müssen der 
Jugendbeschäftigung Priorität einräumen und nationale 
Mittel bereitstellen. Umfassendere Maßnahmen zur sozialen 
Eingliederung junger Menschen sind zudem häufiger von 
finanziellen Engpässen betroffen, so insbesondere im Hin-
blick auf die Haushaltskonsolidierung und die Priorisierung 
von beschäftigungsbezogenen Initiativen.

h)	Bewährte Verfahren zur Förderung einer umfassenderen 
sozialen Eingliederung von jungen Menschen liegen vor, 
jedoch sollten sie im Hinblick auf öffentliche Investitionen 
starker unterstützt werden. Solche Initiativen werden häufig 
von privaten gemeinnützigen Akteuren geleitet und umfas-
sen unterschiedliche Partnerschaften. Aufgrund fehlender 
finanzieller Stabilität und mangelnder Unterstützung der 
öffentlichen Hand hat sich eine Ausweitung der Aktivitä-
ten jedoch als Herausforderung erwiesen. Zudem sollte ein 
größeres Gewicht auf die Motivation und das aktive Engage-
ment der Begünstigten sowie auf die Netzwerke von Invol-
vierten (junge Menschen, SozialarbeiterInnen, Leistungsträ-
gerInnen) gelegt werden und könnte damit breiter angelegte 
sozialpolitische Maßnahmen inspirieren.

i)	 Finanzielle Engpässe sind nicht das einzige Hindernis für 
Initiativen, die ein aktives Engagement fördern. Auch der 
Widerstand von Erwachsenen und involvierten Einrich-
tungen kann eine Herausforderung darstellen. Auch das 
Bewusstsein von politischen EntscheidungsträgerInnen und 
SozialarbeiterInnen für die Beteiligung junger Menschen 
muss weiter erhöht werden. � v
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